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Prüfvermerk EU-Beihilferecht für den Bereich nachhaltige Stadtentwicklung
EFRE - Förderperiode 2021 - 2027 

Antragsteller:	Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
ggf. Dritter als Endempfänger:	Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
Vorhabenbezeichnung:	Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Gesamtkosten des Vorhabens (EUR):	Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Zuwendungsfähige Ausgaben[footnoteRef:1] (EUR):	Klicken Sie hier, um Text einzugeben. [1:  Die zuwendungsfähigen Ausgaben entsprechen den beihilfefähigen Kosten. Grundsätzlich sind die Nettoausgaben der Vorhaben zuwendungsfähig. Bruttoausgaben können nur Antragsteller ansetzen, die nicht vorsteuerabzugsberechtigt sind.] 

davon EFRE-Mittel (EUR):	Klicken Sie hier, um Text einzugeben.

Beihilferechtliche Prüfung
1. Wird eine Beihilfe i.S. des Art.107 Abs.1 AEUV erbracht? 
(Bei Verneinung bitte begründen)
1.1. Wird die Unterstützung vom Staat oder aus staatlichen Mitteln gewährt?
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
1.2. Begünstigt die Unterstützung ein oder mehrere Unternehmen[footnoteRef:2] gegenüber anderen? Entsteht ein wirtschaftlicher und selektiver Vorteil? [2:  Der Begriff „Unternehmen“ bezeichnet im Bereich der Wettbewerbsvorschriften des AEUV jede eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform und der Art ihrer Finanzierung.] 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
1.3. Verfälscht die Unterstützung den Wettbewerb oder hat sie das Potential, ihn zu verfälschen?
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
1.4. Beeinträchtigt die Unterstützung den Handel zwischen den Mitgliedstaaten?
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Erläuterung: Nur wenn alle vier vorstehenden Fragen mit „Ja“ beantwortet werden, handelt es sich um eine staatliche Beihilfe.
Es handelt sich um eine staatliche Beihilfe
☐ ja				☐ nein
    (wenn ja, weiter mit 2.)	    (wenn nein, keine weitere Prüfung erforderlich)
2. Freistellung von der Anmeldepflicht nach der De-minimis-Verordnung 
VO (EU) Nr. 1407/2013
2.1. Der Antragsteller beantragt eine Freistellung von der Anmeldepflicht nach der De-minimis-Verordnung und legte dazu die De-minimis-Bescheinigungen der letzten drei Steuerjahre vor:
☐ ja					☐ nein	
    (wenn nein, weiter mit 3.)
2.2. Übersteigt die Summe der staatlichen Beihilfe den Betrag von 200.000 EUR in drei Steuerjahren?
☐ ja					☐ nein		
(wenn ja, weiter mit 3.)
Summe der staatlichen Beihilfe in drei Steuerjahren (EUR):
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
3. Freistellung von der Anmeldepflicht nach VO (EU) Nr. 651/2014 (AGVO)
Bestimmung der Art der Beihilfe, Prüfung der jeweils geltenden Schwellenwerte gemäß Art. 4 AGVO und der Beihilfemerkmale.[footnoteRef:3]  [3:  Nur für die jeweils zutreffende Art der Beihilfe auszufüllen!] 

Die Freistellung gemäß AGVO gilt nur für Beihilfen, die die jeweiligen Schwellenwerte nicht überschreiten und die nachstehenden Beihilfevoraussetzungen erfüllen:
☐	Investitionsbeihilfen für nicht gebäudebezogene Energieeffizienzmaßnahmen (Art. 38 AGVO)
kein Schwellenwert
Beihilfevoraussetzungen:
Die Verbesserung der Energieeffizienz übersteigt Unionsnormen (Abs. 2) 
☐ ja	 ☐ nein
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Beihilfefähig sind die Investitionsmehrkosten (Berechnung gemäß Abs. 3)
Höhe der Investitionsmehrkosten (EUR):
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Beihilfeintensität:       % (Abs. 4-6)
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
☐	Investitionsbeihilfen für gebäudebezogene Energieeffizienzmaßnahmen (Art. 38a AGVO) 
Schwellenwerte:
Für kombinierte Vorhaben i.S.d. Abs. 7 lit. a-f: 30 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben 
Handelt es sich um ein kombiniertes Vorhaben i.S.d. Abs. 7 lit. a-f?
☐ ja: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 		☐ nein
Wenn ja: Überschreitung Schwellenwert?	☐ ja 	☐ nein
Beihilfevoraussetzungen:
Die gesamten Investitionskosten sind beihilfefähig (Abs. 5).[footnoteRef:4] [4:  entspricht den zuwendungsfähigen Ausgaben (siehe Seite 1)] 

Die Verbesserung der Energieeffizienz übersteigt Unionsnormen (Abs. 2) und erfüllt die Voraussetzungen des Abs. 6. 
☐ ja, detaillierte Prüfung erfolgt unter Punkt 3.3 des ThEGA-Prüfvermerks 
☐ nein
Beihilfeintensität:       % (Abs. 11-16)
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
☐	Investitionsbeihilfen zur Förderung erneuerbarer Energien, erneuerbarem Wasserstoffs und hocheffizienter Kraft-Wärme-Kopplung (Art. 41 AGVO)
kein Schwellenwert
Beihilfevoraussetzungen:
Handelt es sich um ein Vorhaben i. S. der Abs. 1a - 4a und sind die dort genannten jeweiligen Voraussetzungen erfüllt?
☐ ja	 ☐ nein
Begründung/Erläuterung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Die gesamten Investitionskosten sind beihilfefähig (Abs. 6).[footnoteRef:5] [5:  entspricht den zuwendungsfähigen Ausgaben (siehe Seite 1)] 

Beihilfeintensität:       % (Abs. 7-8)
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
☐	Investitionsbeihilfen für Erzeugungsanlagen energieeffizienter Fernwärme und/oder Fernkälte (Art. 46 AGVO)
Schwellenwert:
50 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben
Überschreitung? 	☐ ja	 	☐ nein
Beihilfevoraussetzungen:
Beihilfegewährung nur für Bau, Erweiterung oder Modernisierung energieeffizienter Fernwärme- und/oder Fernkältesysteme[footnoteRef:6] (Abs. 2) mit/durch:[footnoteRef:7] [6:  Fernwärme- oder Fernkältesystem, das mindestens 50 % erneuerbare Energien, 50 % Abwärme, 75 % KWK-Wärme oder 50 % einer Kombination dieser Energien und dieser Wärme nutzt (vgl. Art. 2 Nr. 41 Richtlinie 2012/27/EU)]  [7:  bitte Zutreffendes ankreuzen] 

☐ Energieerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen (inkl. Wärmepumpen), Abwärme oder hocheffizienter Kraft-Wärme-Kopplung und Wärmespeicherung (Abs. 3)
☐ Bau oder Modernisierung einer mit Erdgas betriebenen Erzeugungsanlage (nur bei Erfüllung der Voraussetzungen des Abs. 4)
☐ Modernisierung von Speicher- und Verteilnetzen zur Übertragung von auf Basis fossiler Brennstoffe erzeugter Wärme und Kälte (nur bei Erfüllung der Voraussetzungen des Abs. 5)
Begründung für die Erfüllung des Merkmals der Energieeffizienz gemäß Abs. 2 sowie der jeweils geltenden Voraussetzungen:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Die gesamten Investitionskosten sind beihilfefähig (Abs. 6).[footnoteRef:8] [8:  entspricht den zuwendungsfähigen Ausgaben (siehe Seite 1)] 

Beihilfeintensität:       % der Wählen Sie ein Element aus.
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
☐	Investitionsbeihilfen für Energieinfrastrukturen[footnoteRef:9] (Art. 48 AGVO) [9:  Definition: Art. 2 Nr. 130 AGVO] 

Schwellenwert:
70 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben
Überschreitung? 	☐ ja	 	☐ nein
Beihilfevoraussetzungen:
Erfüllung der Voraussetzungen der Abs. 2-4
☐ ja	☐ nein
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Die gesamten Investitionskosten sind beihilfefähig (Abs. 5).[footnoteRef:10] [10:  entspricht den zuwendungsfähigen Ausgaben (siehe Seite 1)] 

Beihilfeintensität: 100 % der Finanzierungslücke (Abs. 6)
[bookmark: _GoBack]Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
☐	Beihilfen für Kultur und die Erhaltung des kulturellen Erbes (Art. 53 AGVO)
Schwellenwert:
165 Mio. EUR pro Vorhaben
Überschreitung? 	☐ ja	 	☐ nein
Beihilfevoraussetzungen:
Die Beihilfe dient den unter Abs. 2 genannten kulturellen Zwecken/Aktivitäten.
☐ ja: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
☐ nein (dann keine Beihilfegewährung)
Es handelt sich um eine Investitionsbeihilfe (Abs. 3+4).
Beihilfehöchstbetrag: Maximal die Differenz zwischen den beihilfefähigen Kosten und dem Betriebsgewinn der Investition (Abs. 6) oder alternativ bei Beihilfen bis 2,2 Mio. EUR maximal 80 % der zuwendungsfähigen Ausgaben (Abs. 8).
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
☐	Beihilfen für Sportinfrastrukturen und multifunktionale Freizeitinfrastrukturen (Art. 55 AGVO)
Schwellenwert:
33 Mio. EUR oder Gesamtkosten über 110 Mio. EUR pro Vorhaben
Überschreitung? 	☐ ja	 	☐ nein
Beihilfevoraussetzungen:
Erfüllung der Zugangs- und Nutzungsbedingungen (Abs. 2-5)
☐ ja	☐ nein
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Erfüllung der Voraussetzungen des Abs. 6 (Konzessions-/Auftragsvergabe)
☐ ja	☐ nein
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Es handelt sich um eine Investitionsbeihilfe (Abs. 7+8).
Beihilfehöchstbetrag: Maximal die Differenz zwischen den beihilfefähigen Kosten und dem Betriebsgewinn der Investition (Abs. 10) oder alternativ bei Beihilfen bis 2,2 Mio. EUR maximal 80 % der zuwendungsfähigen Ausgaben (Abs. 12).
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
☐	Investitionsbeihilfen für lokale Infrastrukturen (Art. 56 AGVO)[footnoteRef:11] [11:  nur wenn keiner der anderen Artikel einschlägig ist] 

Schwellenwert:
11 Mio. EUR oder Gesamtkosten über 22 Mio. EUR für dieselbe Infrastruktur
Überschreitung? 	☐ ja	 	☐ nein
Beihilfevoraussetzungen:
Erfüllung der Nutzungsbedingungen (Abs. 3)
☐ ja	☐ nein 
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Erfüllung der Voraussetzungen des Abs. 4 (Konzessions-/Auftragsvergabe)
☐ ja	☐ nein 
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Beihilfehöchstbetrag: Maximal die Differenz zwischen den beihilfefähigen Kosten und dem Betriebsgewinn der Investition (Abs. 6).
Begründung:
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
☐ Andere Art von Beihilfe: Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
Werden für die gewählte Beihilfeart der Schwellenwert überschritten oder die Beihilfevoraussetzungen nicht erfüllt, ist eine Freistellung nach der AGVO nicht möglich.
Zusammenfassung zu 3.
Freistellung von der Anmeldepflicht gemäß Art.       AGVO.
Die maximal zulässige Beihilfeintensität wird festgesetzt auf       %.
4. Einzelfallprüfung durch die Kommission (Notifizierung)
– nur wenn keine Freistellung von der Anmeldepflicht nach Punkt 2 oder 3 vorliegt –
Beihilfen, die weder die Voraussetzung für eine Freistellung nach der De-minimis-Verordnung noch der AGVO erfüllen, müssen gemäß Art. 108 Abs. 3 AEUV von der EU-Kommission genehmigt werden. Die Kommission prüft dabei, ob die entsprechende Beihilfe unter die Bestimmungen der von der Europäischen Kommission veröffentlichten Leitlinien, Unionsrahmen, Bekanntmachungen und Mitteilungen fällt, die bestimmen, ob die geplante staatliche Beihilfen mit dem Vertrag vereinbar sind oder nicht. 


………………………………..
Ort, Datum



…………………………………………………….
Unterschrift 
für die zwischengeschaltete Stelle Thüringer 
Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft




Anlage:
· Erklärung über das Nichtvorliegen eines Interessenkonflikts (vom TMIL auszufüllen)

Erklärung über das Nichtvorliegen eines Interessenkonflikts

Vorhabensbezeichnung:	Klicken Sie hier, um Text einzugeben.

Die untenstehenden Mitarbeiter erklären hiermit, dass die Vorschriften zur Vermeidung von lnteressenkonflikten (Art. 61 VO (EU, Euratom) 2018/1046 (EU-Haushaltsordnung), §§ 20, 21 ThürVwVfG, § 6 VgV, § 4 UVgO) bekannt sind.

Sie erklären hiermit nach besten Wissen, dass sie sich im Hinblick auf den Begünstigten bzw. die im Vergabeverfahren beteiligten Wirtschaftsteilnehmer, sowohl in Bezug auf Einzelpersonen als auch hinsichtlich juristischer Personen nicht in einem Interessenkonflikt[footnoteRef:12] befinden. Nach bestem Wissen und Gewissen erklären sie, dass weder in der Vergangenheit noch in der Gegenwart oder in absehbarer Zukunft Fakten oder Umstände bestanden haben, bestehen oder entstehen könnten, die ihre Unabhängigkeit in Bezug auf eine der Parteien in Frage stellen würden. [12:  Hinweise zur Bestimmung, ob ein Interessenkonflikt vorliegt, enthält die Anlage X des EFRE-Leitfadens der Förderperiode 2021-2027. ] 


Sollten sie feststellen oder sollte es sich im Verlauf des Verwaltungsverfahrens bzw. Vergabeverfahrens herausstellen, dass ein derartiger Konflikt besteht oder entstanden ist, werden sie dies ihren Vorgesetzten und der sie beauftragenden Einrichtung (TMIL) unverzüglich mitteilen. Sollte ein Interessenkonflikt entstehen, werden sie sich von dem Verwaltungsverfahren bzw. Vergabeverfahren und allen damit verbundenen Tätigkeiten zurückziehen.
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